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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Roilmann und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1006 - 

betr. Förderung des Sozialdemokratischen Hochschulbundes (SHB) aus dem 
Bundesjugendplan 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat mit 
Schreiben vom 2. Oktober 1973 - 014 - Ka 7 - 11 - die Kleine 
Anfrage in Übereinstimmung mit dem Bundesminister des 
Innern und dem Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
wie folgt beantwortet: 


1. Ist die Bundesregierung immer noch der Auffassung, daß der 
Sozialdemokratische Hochschulbund (SHB) „die Gewähr für 
eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit" im Sinne 
von § 9 Abs. 1 des Jugendwohlfahrtsgesetzes bietet? 

2. Hat die Bundesregierung immer noch die Absicht, die Förde- 
rung des Sozialdemokratischen Hochschulbundes (SHB) aus dem 
Bundes) ugendplan fortzusetzen? 

3. Wie weit darf der Sozialdemokratische Hochschulbund (SHB) in 
seiner für die Ziele des Kommunismus förderlichen Arbeit noch 
gehen, bis auch die Bundesregierung der Auffassung ist, daß 
der SHB keine Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes 
förderliche Arbeit bietet? 

Die drei Fragen der Kleinen Anfrage können, da sie sich sämt- 
lich auf die Förderungswürdigkeit des SHB beziehen, zusam- 
menfassend beantwortet werden: 

Die Bundesregierung hat stets die Auffassung vertreten, daß 
die grundlegenden Förderungsbestimmungen eine breite, frei- 
heitliche Auslegung finden müssen, zumal gegenüber Studen- 
tenverbänden, die - anders als die Studentenschaften - auf der 
Basis freiwilliger Mitgliedschaft sowie aufgrund ihrer Satzung 
und ihres Selbstverständnisses in Übereinstimmung mit dem 
Willen ihrer Mitglieder eine politische Tätigkeit entfalten kön- 
nen (vgl. die Antwort der Bundesregierung auf die Große An- 
frage zur Förderung des SHB, LSD und VDS aus Bundesmitteln, 
insbesondere aus Mitteln des Bundesjugendplanes, Drucksache 
VI/2218). Daran hält sie fest. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die Kleine An- 
frage zur Verfassungsmäßigkeit des VDS (Drucksache 7/953) 
bereits zum Ausdruck gebracht, daß sie Zielsetzung und Tätig- 
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keit des SHB, seine Rolle innerhalb des VDS und insbesondere 
die Annäherung seiner Ziele an die des MSB Spartakus mit 
Sorge beobachtet. Sie hat Zweifel, ob der SHB noch die Gewähr 
für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit im 
Sinne des § 9 Abs. 1 JWG bietet. Die in der Kleinen Anfrage 
zitierte Erklärung zum Tode des Staatsratsvorsitzenden der 
DDR, zu der der SHB-Bundesausschuß zwischenzeitlich erklärt 
hat, daß sie zwar aus den Reihen des SHB stamme, jedoch von 
keinem seiner Organe autorisiert sei, nährt diese Zweifel. Die 
Verfasser dieser Erklärung machen sich offensichtlich das Demo- 
kratieverständnis der SED zu eigen, das zu den Grundprinzi- 
pien der freiheitlich demokratischen Grundordnung im unver- 
einbaren Widerspruch steht. Die Erklärung dokumentiert eine 
Verkennung und Verdrehung der politischen Wirklichkeit in 
den beiden deutschen Staaten. 

Die Bundesregierung wird diesen Sachverhalt in die bereits 
laufende Prüfung der Förderungswürdigkeit des SHB einbe- 
ziehen. 
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